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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  1 BK 28/92 

 

 

 

........................................................................., 

 

 

Kläger und Beschwerdeführer, 

 

Prozeßbevollmächtigter:  ........................................, 

 

 

 

g e g e n 

 

 

Deutsche Angestellten Krankenkasse, 

Hamburg 1, Steindamm 96-106, 

 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 

 

 

 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. September 1992 durch den 

Präsidenten Prof. Dr. R e i t e r, die Richterin Dr. W o l f f und den Richter K u m m e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 13. Februar 1992 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Mit ihr wird keiner der Gründe, die nach § 160 Abs 2 

Nrn 1 bis 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zur Zulassung der Revision führen können, 

in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG vorgeschriebenen Form dargelegt. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde vornehmlich auf Verfahrensmängel (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG) und beanstandet zunächst eine "grundlegend falsche Behandlung der Frage der 

Beweislast". Bei der von Dr. R.         (Dr. R.) auf einem sog Auszahlungsschein 

ausgestellten Bescheinigung über das Vorliegen weiterer Arbeitsunfähigkeit des Klägers 

über den 8. November 1987 hinaus handele es sich um eine für alle Beteiligten 

verbindliche Feststellung, bezüglich deren die Grundsätze des Anscheinsbeweises 

anzuwenden seien. Wenn Dr. R. die von ihm ausgestellte Bescheinigung erst am 2. März 

1988 für ungültig erklärt habe, widerspreche es allen rechtsstaatlichen und 

verfahrensrechtlichen Grundsätzen, den Kläger in dem sich daran anschließenden 

mehrjährigen Verfahren die Beweislast für das Weiterbestehen seiner Arbeitsunfähigkeit 

aufzubürden. Da der nachträgliche Nachweis der Arbeitsunfähigkeit im Grunde nicht mehr 

zu erbringen gewesen sei, sei der Frage der Beweislast zentrale Bedeutung 

zugekommen. 

 

Damit ist ein Zulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nicht bezeichnet. Denn es 

handelt sich bei der Rüge, das Tatsachengericht habe den Grundsatz der objektiven 

Beweislast verkannt oder unrichtig angewandt, nicht um einen wesentlichen Mangel im 

Verfahren, sondern um die Verletzung materiellen Rechts; weil dieser Grundsatz dem 

materiellen Recht angehört (BSG SozR 1500 § 161 Nr 26 = Breithaupt 1981, S 180; BSG, 

Beschluß vom 23. Januar 1989 - 2 BU 137/88 -; BVerwGE 45, S 131, 132). Zwar steht er 

insofern mit dem Verfahrensrecht in engem Zusammenhang, als seine Anwendung erst 

dann in Betracht kommt, wenn trotz Ausschöpfung aller Mittel zur Aufklärung des Sach-

verhalts die Ungewißheit über eine für den streitigen Anspruch unabdingbare Tatsache 

nicht hat beseitigt werden können (vgl BSGE 19, 52, 53 = SozR Nr 62 zu § 542 RVO aF). 

Die Frage der Beweislastverteilung als solche kann jedoch nicht schlechthin der 

Verfahrensordnung entnommen werden, sondern ist dem jeweils maßgebenden 

materiellen Recht zu entnehmen (BSGE 6, 70, 73). Der Kläger hat insoweit auch nicht 

dargetan, daß und ggfs welche Frage als Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung im 

Zusammenhang mit der objektiven Beweislast klärungsbedürftig und bei Zulassung der 

Revision klärungsfähig wäre. Auch hinsichtlich der Frage der Beweiskraft einer ärztlichen 

Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit hat der Kläger keine Rechtsfrage von grund-

sätzlicher Bedeutung bezeichnet, sondern lediglich geltend gemacht, daß insoweit die 

Grundsätze des Anscheinsbeweises anzuwenden gewesen wären. Auch insoweit ist aber 

ein Verfahrensmangel, der die Zulassung der Revision ermöglicht, nicht bezeichnet. Denn 

ungeachtet der Frage, ob der Grundsatz des Beweises des ersten Anscheins überhaupt 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
 

auf ärztliche Bescheinigungen der Arbeitsunfähigkeit angewendet werden kann, handelt 

es sich bei diesem Grundsatz lediglich um eine Erleichterung der Beweiswürdigung, die 

bereits aufgrund des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nicht zur Zulassung der Revision führen 

kann. Denn danach kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG, also insbesondere nicht auf einen Fehler in der 

Beweiswürdigung, gestützt werden. 

 

Auch eine Verletzung des rechtlichen Gehörs ist nicht iS von § 160a Abs 2 Satz 3 SGG 

ausreichend bezeichnet. Der Kläger hat zwar behauptet, er sei erst in der mündlichen 

Verhandlung vor dem Landessozialgericht (LSG) am 13. Februar 1992 plötzlich mit dem 

völlig neuen Vorbingen konfrontiert worden, daß bei der Beklagten bereits am 19. Januar 

1988 ein von Dr. R. abgezeichneter Auszahlungsschein eingegangen sei, auf dem weitere 

Arbeitsunfähigkeit über den 8. November 1987 hinaus verneint worden sei. Die Rüge, zu 

diesem wichtigen Vorbringen habe ihm, dem Kläger, Gelegenheit zur Stellungnahme 

eingeräumt werden müssen (§§ 62 und 128 Abs 2 SGG), reicht schon deshalb nicht aus, 

weil nicht dargelegt ist, welches Vorbringen verhindert worden ist und inwiefern die 

angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). 

 

Mithin war die Beschwerde des Klägers mangels Darlegung eines Zulassungsgrundes iS 

von § 160 Abs 2 SGG - ohne Mitwirkung der ehrenamtlichen Richter (vgl Beschluß des 

Bundesverfassungsgerichts vom 9. Mai 1978 in SozR 1500 § 160a Nr 30) - als unzulässig 

zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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